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Solidarität und Hilfe für die Bewohner von Haiti

Mit Bestürzung haben wir die Nachricht vom
schrecklichen Erdbeben in Haiti aufgenommen.
Eines der ohnehin schon ärmsten Länder der
Welt wurde vergangene Woche von einer ent-
setzlichen Naturkatastrophe heimgesucht.

Bislang sind über 70.000 Menschen tot geborgen
worden, Hunderttausende sind verletzt, etwa 1,5
Millionen Menschen obdachlos, Tendenz weiter
steigend. Die schon zuvor schwachen staatlichen
Strukturen existieren zurzeit kaum mehr. Die
Bevölkerung kann und wird ohne fremde Hilfe
nicht überleben.

Jetzt ist es an der internationalen Staatengemein-
schaft dafür zu sorgen, dass den Menschen vor
Ort, wo Trinkwasser und Lebensmittel knapp
sind, geholfen wird. Wir bekennen uns zu unse-
rer Verantwortung: Bundesregierung und
deutsche Nichtregierungsorganisationen tun ihr
Möglichstes, um den Menschen zu helfen. Die
Bilder des Technischen Hilfswerks beim Instal-
lieren von Wasseraufbereitungsanlagen zeigen,
wie schnell die Hilfe auch ankommt. Unser
Dank gilt dem zupackenden Einsatz der Katast-
rophenhelfer vor Ort und in Deutschland.

Gleichzeitig rufen wir die Bevölkerung auf, die
Arbeit der Hilfsorganisationen mit Spenden zu
unterstützen und damit das Überleben der be-
troffenen Bewohner Haitis zu sichern.

Wir werden die Bürgerinnen und Bürger
entlasten:

Die unionsgeführte Bundesregierung hält Wort:
Die Entlastung der Bürgerinnen und Bürger
bleibt eines unserer Hauptanliegen.

Wir werden entsprechend des Koalitionsvertra-
ges die große Steuerstrukturreform umsetzen.

Einzelheiten werden im Lichte der aktualisierten
Wirtschafts-, Wachstums- und Steuerdaten nach
der Steuerschätzung im Mai erarbeitet und ent-
schieden.

Von den vereinbarten 24 Milliarden Euro haben
wir bereits Familienentlastungen in Höhe von
4,6 Milliarden Euro durchgesetzt. Es bleibt da-
bei, dass der Bildungspakt von Bund und Län-
dern mit einem Aufwuchs der Ausgaben für
Forschung und Bildung auf 10 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts bis 2015 umgesetzt wird. Wir
werden die Haushalte nach Maßgabe der im
Grundgesetz verankerten Schuldenbremse kon-
solidieren.

Bundeshaushalt 2010 steht noch ganz im Zei-
chen der Krisenbekämpfung

In dieser Woche debattieren wir in erster Lesung
den Bundeshaushalt 2010, der noch ein Anti-
Krisenetat ist. Das entschlossene Handeln der
Bundesregierung im letzten Jahr hat den Fi-
nanzmarkt stabilisiert und die konjunkturelle
Talfahrt gestoppt.

Insbesondere der Arbeitsmarkt ist so stabil wie
nirgendwo sonst: Der Anstieg der Arbeitslosig-
keit konnte so stark begrenzt werden wie in kei-
nem anderen Industrieland weltweit.

Nun gilt es, weitere Wachstumsimpulse zu set-
zen, um zu einem selbsttragenden Aufschwung
zu kommen. Der Schlüssel dafür liegt in der
Kaufkraft der Bürgerinnen und Bürger, die spür-
bar gestärkt wird.

Mit dem Wachstumsbeschleunigungsgesetz und
dem Sozialversicherungs-Stabilisierungsgesetz
sorgen wir für steuerliche Entlastungen und ver-
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hindern zusätzliche Belastungen durch steigende
Sozialbeiträge.

Auch in der Krise bekennt sich die unionsge-
führte Bundesregierung zu einer nachhaltigen
Haushaltspolitik: Trotz der mit den Wachstums-
impulsen verbundenen zusätzlichen Belastungen
für den Haushalt gelingt es, die vorgesehene
Nettokreditaufnahme gegenüber dem ersten
Entwurf der alten Koalition nicht weiter anstei-
gen zu lassen.

CDU/CSU und FDP bekennen sich klar zu der
im Grundgesetz verankerten Schuldengrenze
und dem europäischen Stabilitätspakt. Wir hal-
ten an unserem Ziel fest, sobald wie möglich
einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen, wis-
sen aber auch, dass ein Festhalten am strikten
Konsolidierungskurs der vergangenen Jahre in
der aktuellen Lage zu einer Verschärfung der
konjunkturellen Krise führen würde.

Unser Ziel ist es, gestärkt aus der Krise zu
kommen. Deshalb investieren wir kraftvoll in
die Zukunft:

So räumt die Koalition von Union und FDP den
Ausgaben für Bildung und Forschung eine hohe
Priorität ein. Bis 2013 werden wir die entspre-
chenden Ausgaben um weitere 12 Milliarden
Euro erhöhen, davon bereits um 750 Millionen
Euro im laufenden Jahr.

Auch die Ausgaben für die Familienpolitik ver-
zeichnen mit + 6,7 Prozent einen deutlichen
Zuwachs.

Steuerentlastungen zum Jahreswechsel:

Durch die Steuerrechtsänderungen sind zum
Jahreswechsel deutliche Entlastungen eingetre-
ten. So wird etwa der Handwerksmeister (Jah-
reseinkommen 54.000 Euro) mit zwei Kindern,
dessen Frau im Betrieb angestellt ist, im Jahre
2010 insgesamt 1.183 Euro weniger Steuern
zahlen müssen. Zudem erhält er 2010 insgesamt
480 Euro mehr Kindergeld. Bei dem verheirate-
ten Bankangestellten mit drei Kin-
dern(Jahreseinkommen 70.000 Euro) beträgt die
Ersparnis 590 Euro und der Zuwachs des Kin-
dergeldes 720 Euro.

(Quelle: Handelsblatt, 29.12.2009)

Wirtschaftseinbruch 2009 war stärkste Re-
zession in Deutschland seit 1945:

Im vergangenen ist die deutsche Wirtschaft so
stark geschrumpft wie noch nie in der Nach-
kriegszeit. Um insgesamt 5 Prozent ging das
Bruttoinlandsprodukt preisbereinigt zurück. Der
wirtschaftliche Einbruch fand hauptsächlich im
Winterhalbjahr 2008/2009 statt. Im Jahresver-
lauf zeichnete sich eine leichte Stabilisierung der
Wirtschaftsentwicklung auf dem neuen, niedri-
gen Niveau ab. Damit ist die deutsche Wirt-
schaftsleistung zum ersten Mal seit sechs Jahren
zurückgegangen.
(Quelle: Statistisches Bundesamt)

Sparquote bleibt auf hohem Niveau:

Das verfügbare Einkommen der privaten Haus-
halte nahm 2009 lediglich um 0,4 Prozent zu.
Das ist die kleinste Zuwachsrate seit der Wie-
dervereinigung. Die in jeweiligen Preisen be-
rechneten Konsumausgaben der privaten Haus-
halte stiegen 2009 mit 0,5 Prozent etwas stärker
als das verfügbare Einkommen. Die Sparquote
verharrte mit 11,2 Prozent auf dem hohen Ni-
veau des Vorjahres.

(Quelle: Statistisches Bundesamt)

Zu guter Letzt:
333.000 Studierende erhalten BAföG:

Der 18. Bericht zum Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz (im Volksmund als BAföG bekannt)
für das Jahr 2008 macht deutlich, dass die Zahl
der Geförderten im Vergleich zu den Jahren
2007 und 2006 auf 333.000 Studierende anges-
tiegen ist.

Gleichzeitig stieg auch die durchschnittliche
Förderhöhe von 375 auf 398 Euro. Diese positi-
ve Entwicklung wird auch in Zukunft weiter
gefördert: im Rahmen des BAföG sollen die
Freibeträge um drei Prozent und die Bedarfssät-
ze um zwei Prozent erhöht werden.

Auch die Altersgrenzen für den Bezug des BA-
föG werden weiter flexibilisiert. So wird es zu-
künftig möglich sein, dass auch 35jährige noch
eine BAföG-Förderung für die Aufnahme eines
Masterstudiengangs erhalten können.

(Quelle: Bundesministerium für Bildung und
Forschung)


